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FBP-Ruggell: Wir wollen wieder einen sauberen Staat 
Einstimmige Nomination von Landtags vizepräsident Josef Büchel zum Ruggeller FBP-Kandidaten - Sorge um die Finanzpolitik 

(G.M.)  - Übereinstimmung an der 
FBP-Ortsgruppen- und Nominationsver-
sammhing in Ruggell: Einstimmig wurde 
der bisherige Vertreter der FBP-Orts-
gruppe Ruggell, Landtagsvizepräsident 
Josef Büchel, zum Kandidaten für die 
nächsten Landtagswahlen bestimmt. Ein
hellig aber auch die Sorge um das ge
schwundene Vertrauen in unseren 
Rechtsstaat durch die Vorgänge im 
Staatsgerichtshof und um die Zukunft un
seres Landes mit dem Abbau der Finanz-
reseren in einer wirtschaftlich sehr gut 
gehenden Zeit. Eindeutig kam an der 
sehr gut besuchten Versammlung zum 
Ausdruck: «Wir wollen wieder einen sau
beren Staat und eine gesunde Finanzpo
litik». 

Zwei Themen beherrschten die Orts
gruppenversammlung Ruggell. Einmal 
die Affäre um den Staatsgerichtshof, zum 
anderen die Sorge um die Finanzpolitik, 
die nach den Vorstellungen der  VU-Re-
gierung den Abbau der Reserven vor
sieht. Die Nomination von Josef Büchel, 
der sich als Landtagsvizepräsident und als 
finanzpolitisch versierter Abgeordneter 
einen Namen gemacht hat, war dagegen 
eine klare Angelegenheit. Dem Antrag 
der Ortsgruppenleitung, Josef Büchel 
auch für die kommenden Wahlen als 
Kandidaten zu präsentieren, erwuchs kei
ne Opposition. Josef Büchel konnte mit 
Genugtuung feststellen, dass sich bei der 
Abstimmung über die Nomination die ge
samte Versammlung geschlossen - ohne 
Gegenstimme - hinter ihn stellte. Ein 
eindrücklicher Vertrauensbeweis, den Jo
sef Büchel mit der Erklärung, sich weiter
hin für das Wohl unseres Landes einzu
setzen, verdankte. 

Recht vor Macht 
Regierungschef-Stellvertreter Dr. Her

bert Wille erläuterte der  Versammlung, 
nachdem schon im vorangehenden Apero 
das Thema «Untersuchungskommission» 
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die Diskussionen beherrscht hatte, die 
Position der FBP in der Frage «Staatsge
richtshof und Untersuchungskommis
sion». E r  unterstrich bei seinen Ausfüh
rungen, dass die FBP-Fraktion bei ihrem 
Vorgehen das Begehren «Recht vor 
Macht» gestellt habe. Der  Landtag ist 
Wahlbehörde für den Staatsgerichtshof 
und damit einzig und allein legitimiert, 
eine parlamentarische Untersuchung 
durchzusetzen, um Tatsachen festzustel
len und allfällige Missstände aufzudek-
ken. Anhand seiner Ausführungen konn

te sich die Versammlung davon überzeu
gen, dass die FBP die Neuwahlen nicht 
«von langer Hand vorbereitet» habe, wie 
die VU in der Öffentlichkeit streute, son
der das sich die FBP-Fraktion für eine 
Untersuchungskommission eingesetzt ha
be, was schliesslich nach der starren 
Nein-Haltung der VU zu Neuwahlen 
führte. Die FBP habe im Fall «Staatsge
richtshof» nichts zu verbergen, sagte Re
gierungschef-Stellvertreter Dr. Herbert 
Wille, doch die VU habe Angst vor einer 
Untersuchung dieses Falles. 

Wir wollen einen sauberen Staat 
Die VU hat den Präsidenten des 

Staatsgerichtshofes 1984 gegen den Wil
len (und auch ohne die Stimmen) der 
FBP gewählt. Sie möchte ihn weghaben, 
wie sie verschiedentlich schon in de r  Öf
fentlichkeit erklärte, doch verhinderte sie 
im Landtag die Bestellung einer Untersu
chungskommission. Der Grund dafür 
liegt, wie an der FBP-Versammlung in 
Ruggell betont wurde, wahrscheinlich 

(Fortsetzung au f  Seite 2 )  

Untersuchungskommission: Ein Kompromissvorschlag, der keiner war 
Die fadenscheinigen Bemühungen der VU, ihre Hände in Unschuld zu waschen - die VU war an einem Kompromiss nicht interessiert 

Am Montag wurde der Landtag aufge
löst. Die Vorkommnisse, die zur Auflö
sung des Landtages geführt haben, sind 
allgemein bekannt. Die VU-Fraktion hat 
es kompromisslos abgelehnt, dem Antrag 
der FBP-Fraktion auf Bestellung einer 
parlamentarischen Untersuchungskom
mission zur Abklärung der Vorgänge im 
und um den Staatsgerichtshof zuzustim
men. Nachdem der Ruf in der Bevölke
rung und in den eigenen Parteireihen der 
V U  nach einer Untersuchungskommis
sion immer unüberhörbarer wurde und 
die angeblichen, mit grossem publizisti
schem Aufwand vorgetragenen verfas
sungsmässigen Bedenken gegen eine Un
tersuchungskommission nicht griffen, ge
riet die V U  in Zugszwang. Der Ausweg: 
ein Kompromissvorschlag, der keiner 
war. 

Nach dem Verlassen des Landtages 
durch die FBP-Fraktion am 21. Dezem
ber 1988 war der  Landtag beschlussunfä
hig geworden. Die erste Kontaktnahme 
zwischen den beiden Fraktionen erfolgte 
daraufhin telefonisch am 9. Januar 1989. 
Die heutige Mehrheitspartei, die Vater
ländische Union, die an ihren Parteisit

zungen gerne Resolutionen fasst, in de
nen sie die Gemeinsamkeit und ihre Be
reitschaft zur Zusammenarbeit preist, be
quemte sich also 2'/i Wochen, bevor sie 
mit der  FBP-Fraktion Kontakt aufnahm, 
um die am 21. Dezember 1988 entstande
ne Situation zu bereinigen. Die am 10. 
Januar 1989 erfolgte Besprechnung zwi
schen den Fraktionsführern verlief ergeb
nislos. 

VU-Fraktion nicht gesprächsbereit 
Beide verharrten auf ihren Standpunk

ten und es wurde lediglich ein Bespre
chungstermin zwischen zwei Fraktionsde
legationen mit j e  zwei Mitgliedern verein
bart. Die Besprechung der Fraktionsdele
gationen fand am 13. Januar 1989 statt. 
Auch bei dieser Besprechung erschien die 

VU ohne irgendwelchen Vorschlag. Ein 
Gespräch, das man gesucht hat, wie die 
VU heute behauptet, setzt jedoch Ge
sprächs- und KompTomissbereitschaft 
voraus. Diese war auf seiten der VU of
fensichtlich nicht vorhanden. Das Ge
päck der VU-Fraktionsdelegation war 
klein. Sie hatte nur ein Paket in ihrem 
Sack: den Wahltermin für Neuwahlen. 
Dieses Verhalten zeigt klar und unmiss-
verständlich, dass die VU an einem Kom
promiss nie interessiert war, sondern von 
vorneherein Neuwahlen wollte. 

VU will Machtstandpunkt durchsetzen 
Die Gespräche waren für die VU nur 

noch eine Alibi-Übung. Sie hatte par
teiintern bereits ihre Entscheidung ge
troffen. Diese Entscheidung hiess: Ent-
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Davos: Management-Symposium eröffnet 
(spk) Das 19. Davoser Weltwirtschafts

forum ist am Donnerstag in Davos eröff
net worden. Dieses Jahr ist es den wirt
schaftlichen und gesellschaftlichen 
Schlüsselprozessen der 90er Jahre und 
deren weltweiten Auswirkungen gewid
met. Insgesamt nehmen an dem Forum 
rund 1350 Persönlichkeiten aus Wirt
schaft und Politik aus 64 Ländern teil. 
Neben rund 800 Managern weilen 100 
Politiker, rund 50 Wissenschafter und 100 
Medienvertreter für eine Woche in 
Davos. 

Im Rahmen der unzähligen Veranstal
tungen sind für ein Plenum über den Eu
ropäischen Binnenmarkt unter anderem 
der EG-Kommissar Jaques Delors und 
der österreichische Bundeskanzler Franz 
Vranitzky geladen. Über die Folgen der 
verstärkten Fusionsbestrebungen- unter 

Grosskonzernen sind als Diskussionsteil
nehmer Fritz Leutwiler, Co-Verwaltungs
ratspräsident bei der  ABB sowie Helmut 
Maucher, Nestle-Verwaltungsratspräsi-
dent, angekündigt. Ausserdem nehmen 
an dem Forum auch der bundesdeutsche 
Wirtschaftsminister Helmut Haussmann 
und der Vizekanzler und Aussenminister 
Hans-Dietrich Genscher teil. 

Das Davoser Forum, oft auch als inof
fizieller «Weltwirtschaftsgipfel» betitelt, 
will laut Statuten die weltweite wirt
schaftliche Zusammenarbeit und den so
zialen Fortschritt fördern. Aus diesem 
Grund will das Davoser Symposium ein 
Forum sein, an dem sich Politiker, Unter
nehmer und Wissenschaftler aus aller 
Welt treffen und Erfahrungen austäu
schen können. 

weder zieht die FBP-Fraktion ihren An
trag zurück oder es gibt Neuwahlen. Als 
die FBP-Fraktion der  VU klarmachte, 
dass es für sie in dieser Angelegenheit um 
eine zentrale, staatswesentliche Frage 
ging und sie auf ihrem Antrag auf Einset
zung einer Untersuchungskommission 
bestand, war das weitere Ziel der V U ,  
der FBP taktisch und publizistisch die 
Schuld an den Neuwahlen zuzuschieben. 

Fadenscheiniger Kompromissvorsdhlag 
Die VU hat der FBP vorgeschlagen, 

anstelle der von ihr geforderten parla
mentarischen Untersuchungskommission 
einen neutralen Experten mit der Abklä
rung der von der FBP-Fraktion aufgewor
fenen Fragen zu betrauen. Die VU unter-
liess es jedoch wohlweislich zu sagen, wer 
diesen Experten bestellen und mit wel
chen Vollmachten er  ausgestattet werden 
sollte. Schon als sie diesen Vorschlag 
machte, war sie sich offensichtlich be-
wusst, dass das liechtensteinische Recht 
die Institution des «Sonderstaatsanwal
tes» nicht kennt. Mit ihrem Kompromiss 
setzte sich die V U  zudem zu ihrer bisheri
gen Argumentation, nämlich dass die Un
tersuchungskommission verfassungswi
drig sei, in Widerspruch. Wenn die V U  
schon behauptet, dass eine Untersu
chungskommission des Landtages den 
nichtrichterlichen Bereich des Staatsge
richtshofes nicht kontrollieren darf  bzw. 
in diesem Bereich keine Untersuchungs
kommission einsetzen darf, was hat  dann 
ein neutraler Experte in diesem Bereich 
zu suchen? Die Behauptung der VU, eine 
Befragung der Mitglieder des Staatsge
richtshofes durch eine neutrale Persön
lichkeit wäre von diesen auf der Basis der 
Freiwilligkeit akzeptiert worden, zeigt, 
wie ernst es der  VU mit ihrem sogenann
ten Kompromissvorschlag war. 

Aktuelle Fragen 
Derzeit bewegen verschiedene 

Fragen die liechtensteinische Bevöl
kerung. Vor  allem bewegt sich der  
Fragenkreis um den Fall «Staatsge
richtshof» und die künftige Finanz
politik der  Regierung, die für dieses 
Jahr und die kommenden Jahre 
einen erheblichen Abbau der staat
lichen Finanzreserven vorsieht. 
• Warum stellt sich die VU gegen 

die Bestellung einer Untersu
chungskommission? 

• Was hat die VU zu verbergen, 
dass sie gegen die Einsetzung 
einer parlamentarischen Unter
suchungskommission kämpft? 

• Warum werden die staatlichen 
Finanzreserven in einer Zeit ab
gebaut, wo es der Wirtschaft in 
einer Phase der Hochkonjunktur 
gut geht und wo Vollbeschäfti
gung herrscht? 

• Warum legt der Finanzminister 
zur Finanzplanung keine Mass
nahmen vor, um das Abgleiten in 
ein Defizit zu verhindern? 

Gemeindebudgets 1989: 

Mauren drosselt 
die Investitionen 

(hoe) - Mauren zählt mit knapp 3000 
Einwohnern zu den grössten Gemeinden 
des Landes und hat dementsprechende 
infrastrukturelle Aufgaben zu erfüllen. 
Mit einem Gesamtetat für 1989 in Höhe 
von 10,8 Mio. Franken, heisst es dennoch 
sparsam mit den Finanzen umzugehen 
und in der Steuerung des finanzpoliti
schen Kurses gewisse Prioritäten zu 
setzen. 

Diese Prioritäten sind für das laufende 
Jahr  klar gegeben: Drosselung des Inve
stitionshaushaltes um 2 Mio. Franken auf 
rund 6 Mio. Franken gegenüber dem 
Vorjahr, wobei der Schwerpunkt d e r  Ak
tivitäten auf dem Tiefbaubereich liegt. 
Dort  sollen nach Budget rund 2,62 Mio. 
Franken investiert werden. Für Vorste
her Hartwig Kieber bedeutet die «Zu
rückstufung» im investiven Haushalt eine 
willkommene Verschnaufpause, um sich 
finanziell für die nächsten Jahre abzusi
chern. Die Erstellung eines Finanzplanes 
für die Jahre 1990 bis 1995, der im Ent
wurf bereits vorliegt, zielt finanzpolitisch 
auch in diese Richtung. Man will im Inve
stitionshaushalt der Gemeinde, in einem 
überschaubaren Rahmen, Prioritäten set
zen und die zu realisierenden Projekte 
auf diesen Finanzplan abstimmen. 

1989 ist aber schwerpunktmässig neben 
der Forcierung im Tiefbaubereich auch 
ein Jahr der  Planungen. Grössere Projek
te warten auf deren Realisierung, wie 
z .B.  die Errichtung eines Feuerwehrde-
pots und Werkhofgebäudes, die Erweite
rung der  Primarschule Mauren, die mit 
enger Raumnot zu kämpfen hat, die Orts-
kerngestaltung Schaanwald mit dem Bau 
einer neuen Post und Vereinslokalitäten, 
die Gestaltung im «Gänsenbach» als Zen
trum der Gemeinde, diverse Baulandum-
legungen und die Errichtung eines gene
rellen Überbauungsplanes des Wohnge
bietes Fallsgass. 

(Näheres z u m  Budget 1989 der Gemei
ne Mauren im Innern der heutigen Aus 
gabe). 
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